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Er gab viel zu reden: der Bericht
der Geschäftsprüfungskommis-
sion (GPK) des Grossen Rates
über die Zustände in der Basler
Polizei. Die Kommission hatte
basierend auf dem Bericht von
Basler Staatsrechtsprofessor
Markus Schefer die Missstände
im Korps untersucht.

Den Inhalt des Schefer- wie
auch des GPK-Berichts bezwei-
felte niemand. Auch nicht, dass
es im Korps Handlungsbedarf
gibt.Hingegenhagelte es erneut
Kritik an der Auftragsvergabe
der Untersuchung an den
Staatsrechtler Schefer sowie der
Vernichtung aller Gesprächs-
protokolle mit den Mitarbeiten-
den der Polizei.

Justizdirektorin Stephanie
Eymann (LDP) zeigte sich ver-
söhnlich und verständnisvoll.
Der seit dem Schefer-Bericht
eingeschlagene Weg zeige, dass
sich die Organisation Kantons-
polizei Schritt für Schritt stabili-
siere und weiterentwickle.

«Geheimhalteklausel
gebrochen»
Allerdings zeigte sich der Regie-
rungsrat überrascht darüber,
dass die GPK in ihrem Bericht
Auszüge aus der Mitarbeiten-
denbefragung von 2024 veröf-
fentlichte. Diese seien als ver-
traulich einzustufen, führte Ey-
mann aus. Die
Geheimhalteklausel sei gebro-
chen worden. GPK-Präsident
Tim Cuénod bezeichnete die-
sen Vorwurf als «ausserordent-
lich haltlos» und äusserte Er-
staunendarüber, dassdieRegie-
rung fast klammheimlich noch
eine Gesamtstellungnahme
zum GPK-Bericht veröffentlich-
te und dies nicht kommunizier-
te. Und zu den Vorwürfen we-
genSexismusundRassismus im
Korps: Die GPK sei der Ansicht,
dass es um mehr gehe, als um
verheerende Einzelfälle, in
denen seitens Polizeileitung ge-
handeltwurde.Esbrauchedarü-
ber hinaus Sensibilisierungs-
massnahmen. «Wir sprechen
nicht nur über Rassismus und
Sexismus. Es geht um vielmehr.
Etwa den internenUmgangmit-
einander.» Viele Voten erfolg-

ten im Sinne der bereits geäus-
serten Stellungnahmen der Par-
teien und Fraktionen im
Nachgang der Veröffentlichung
des GPK-Berichts.

Die SP sorgte für eine
Überraschung
Eine Überraschung bot die De-
batte allerdings, als die SP alle
Parteien zurMitarbeit bei einem
Vorstosspaket aufforderte. «Die
Polizeikrise ist letztlich eine
Frauenkrise», sagte SP-Frak-
tionssprecherin Barbara Heer.
Sie spielte dabei auf die sehr ho-
heKündigungsrate unterweibli-
chenKorpsangestellten undden

dadurch verstärkten Personal-
mangel an. «Wir müssen Frau-
en für die Polizei gewinnen statt
verlieren», so Heer. Deshalb
forderte die SP eine Strategie
zur Vereinbarkeit von Beruf und
Familie und zur Erhöhung des
Frauenanteils bei der Kantons-
polizei – mit regelmässiger Be-
richterstattung an das Parla-
ment. «Die Departementsvor-
steherin und der ad interim
Kommandant proklamierenneu
eine Nulltoleranz. Nulltoleranz
ist aber nicht nur eine Haltung.
Nulltoleranz braucht ein Sys-
tem.» Die SP fordere deswegen
ein Gesamtkonzept zum Schutz

der persönlichen Integrität bei
der Kantonspolizei. Beat K.
Schaller und FelixWehrli (beide
SVP) verwiesen darauf, dass
Frauen, wenn sie Mütter wür-
den, die Gelegenheit nutzten,
einen anderem Job zu suchen
oder ihnen der Polizeiberuf zu
gefährlich sei.

Und Bruno Lötscher (Mitte-
EVP) sagte, er denke nicht, dass
das Problem mit dem Unterbe-
stand imKorpsmitmehrFrauen
gelöst sei. «Wir hier drinnen tra-
genaucheinegrosseVerantwor-
tung.» Man könne etwa nicht
unbewilligte Demos goutieren.
Denn diese benötigten viele
Einsätze von beispielsweise jun-
gen Familienvätern, die noch
mehr Wochenendeinsätze leis-
ten müssten.

«Trotz Bericht Schefer und
trotz GPK-Bericht wissen wir
noch immer nicht, wie viele
Polizistinnen und Polizisten
Rassismus, Sexismus oderMob-
bing erlebt haben», sagte Heer.
Ein Stimmungsbild genüge
nicht. Sie verlangt «eine echte
Bestandsaufnahme und einMo-
nitoring – in Anlehnung an die
Studie zu sexualisierter Gewalt
bei der Armee». Gefordert wird
unter anderemeine bei derOm-
budsstelle Basel-Stadt angeglie-
derteunabhängigeBeschwerde-
stelle für betroffene Mitarbei-
tende.

Genehmigung nach fast
vierstündiger Debatte
Bei der Lektüre des GPK-Be-
richts habe die SP immerwieder
die Solidarität mit dem damali-
gen Kommandanten gestört.
«Akribischwurde aufgearbeitet,
wie mit ihm umgegangen wur-
de. Dieselbe Aufmerksamkeit
vermissen wir gegenüber den
Betroffenen – gegenüber Mit-
arbeitenden, die Rassismus
oder Sexismus erlebt haben und
nicht adäquat unterstützt wur-
den. Kein einziger solcher Fall
wurde aufgearbeitet.» Diese
Schieflage im Bericht ermögli-
che es, dass sich der ehemalige
Kommandant als Bauernopfer
inszenieren könne. Andere
Fraktionen nahmen ihn in
Schutz. Fast vier Stundendauer-
te dieDebatte, bevor der Grosse
Rat den Bericht genehmigte.

Nora Hoffmann

«Wir spre-
chen hier
nicht nur über
Rassismus
und Sexis-
mus.»

TimCuénod (SP)
GPK-Präsident

Eine solche Einigkeit ist selten
im Basler Parlament. Ohne
Gegenstimme lehnte derGrosse
Rat in seiner gestrigen Sitzung
die Klybeckinsel-Initiative ab –
aber nicht, ohne dass alle Red-
nerinnen und Redner zuerst be-
tont hatten, dass man sicher
nicht gegen mehr Grünzonen in
der Stadt sei, erst recht nicht im
ohnehin schon dicht bebauten
Kleinbasel.

Doch eine Annahme der Ini-
tiative – GLP-Grossrat Bülent
Pekerman sprach von einer
«einseitigen Maximalforde-

rung» – hätte alle mühsam er-
rungenen Kompromisse, wie
der geplante Stadtteil auf dem
Areal Klybeckquai/Westquai
dereinst aussehen soll, über den
Haufen geworfen. Anstelle von
neuen Wohnungen will das Ini-
tiativkomitee die Zeit um 150
Jahre zurückdrehen und das
Areal wieder vom Festland ab-
trennen. Nach Beseitigung der
industriellen Altlasten soll der
Altrhein wieder freigelegt wer-
den. Die neu entstandene Insel
könnte dannmit einheimischen
Bäumen und Sträuchern wie-
deraufgeforstet werden, so die
Pläne der Initianten.

Das wäre das Aus für den ge-
planten Wohnraum für rund
2500 Personen auf dem Areal.
Die Regierung hatte ihre Vision
für das Klybeckquai vergange-
nes Jahr vorgestellt: Preisgünsti-
ger Wohnraum, quartierdienli-
cheNutzungen und ein grosszü-
giger Quartierpark waren die
Schlagworte.

Dazu kommen die horren-
den Kosten: Mindestens eine
halbe Milliarde Franken würde
eine solche Bauminsel kosten,
schätzt die Basler Regierung
undwarbdafür, dass die Initiati-
ve der Stimmbevölkerung zur
Ablehnungempfohlenwird. Zur

Jonas Hoskyn gleichen Einschätzung kam vor
einemMonat auch die Bau- und
Raumplanungskommission und
nun der Grosse Rat.

Sogar für die Grünen gingen
die Forderungen der Initiative
zu weit: Die Idee klinge verlo-
ckend, sagte Fina Girard vom
Jungen Grünen Bündnis. «Als
Grüne sind wir immer an vor-
derster Front dabei, mehr, bes-
sere und vor allem auch natur-
nahe Grünflächen für die Basler
Bevölkerung zu sichern.» Mit
demGegenvorschlag zurHafen-
Initiative der Juso sei es aber ge-
lungen, dassmindestens 50Pro-
zent des Areals als Grün- und

Freiräume gestaltet werden
müssen.

«Die Ängste imQuartier
ernst nehmen»
Gewisse Sympathien für die Ini-
tiative äusserte einzig Daniel
Seiler (FDP) – gemeinhin eher
bekannt als Vertreter der Auto-
Lobby. Er kritisierte, dass ein
Grossteil der künftigen Grünflä-
chen innerhalb der Blockrand-
bebauungen zu liegen kommen.
«Das finde ich sehr schade.»
Schon Seilers Vorgänger imBas-
ler ParlamentMark Eichner hat-
te ineinemVorstosseinengross-
zügigen grünen Park zwischen

Wiese undHafenkran gefordert
und dafür die Mehrheit im Par-
lament holen können.

Auch Brigitta Gerber beton-
te: «Wir von der Basta halten
den Kern des Anliegens für sehr
wertvoll.» Sie bedauerte, dass
die Initianten einen Gegenvor-
schlag ablehnten und auchnicht
zu einer Fristverlängerung be-
reit waren, um einen Kompro-
miss auszuloten. «Die Ängste
im Klybeck-Quartier müssen
ernst genommen werden», so
Gerber. Sie und die fünf weite-
ren Basta-Mitglieder enthielten
sich bei der Abstimmung, eben-
so wie Seiler.

E-Voting Regierungspräsident
Conradin Cramer (LDP) sagt
am Mittwoch im Grossen Rat
mehrfach: «Der Regierungsrat
nimmt den Vorfall sehr ernst.»

Seit der Veröffentlichung
der Basler E-Voting-Panne am
vergangenen Freitagnachmit-
tagwurde viel spekuliert.Wenig
erstaunlich, dass am Mittwoch
imGrossenRatgleichdrei Inter-
pellationen dazu eingereicht
wurden. Conradin Cramer sagt,
der Vorfall sei bereits am Don-
nerstagnachmittag bemerkt
worden. Er erklärt: «Es konnte
nicht auf das digitale Passwort
zur Öffnung der Urne zugegrif-
fen werden.» Dieses Passwort
befinde sich auf einem USB-
Stick.

Auch wenn nur der Kanton
Basel-Stadt Probleme mit der
Urnenöffnung hatte, ist die Pan-
ne laut Bundeskanzlei eine Leh-
re für alleKantonemit E-Voting.
St.Gallen, Graubünden, Thur-
gau müssen als Sofortmassnah-
me die E-Voting-Prozesse zum
Schutz der Entschlüsselungs-
überprüfung überprüfen. (neo)

Salamitaktik Die St. Jakobhalle
erhält einen 400 Quadratmeter
grossenLED-Bildschirmbei der
Tramhaltestelle.Aufdiesemsoll
für Veranstaltungen in der Jog-
gelihalle geworben werden. Für
eine bessere Personenführung
sind zudem Plakatstelen mit
Übersichtsplänen und digitalen
Bildschirmen geplant. Auch die
Haupteingänge und Kassen sol-
len durch LED-Bänder besser
sichtbar werden. Dazu kommt
eine bessere Ausleuchtung des
Vorplatzbereiches. Insgesamt
dürfte die Umgestaltung rund
2,2 Mio. Franken.

In derDebatte wurde die Sa-
lamitaktik kritisiert – dass regel-
mässig neue nötige Massnah-
men rund umdie St. Jakobshalle
auftauchen. DieGrünen stellten
deshalb sogar einen Rückwei-
sungsantrag, der aber keine
Mehrheit fand. Sprecher Oliver
Thommen hinterfragte auch die
Sinnhaftigkeit des LED-
Screens. Letztlich stimmte das
Parlament den Ausgaben zäh-
neknirschend zu. (hys)
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«Nulltoleranz braucht ein System»
Die SP kündigt imGrossen Rat ein Vorstosspaket zuMassnahmen bei der Kantonspolizei an.

Chancenlose Inselträume
KeineUnterstützung für Klybeckinsel-Initiative imBasler Parlament.

Drei Vorstösse für
Cramer

Werbescreen für
Joggeli-Halle


